
Die letzte Ursache für die zwieschlächtige Erschei
nung ist die unterschiedliche Form des Eigentums an 
den Produktionsmitteln. In der kapitalistischen Produk
tionsweise produziert jeder Kapitalist mit seinen zu
fälligen Produktionsmitteln für einen unbekannten 
Markt. Der Zusammenhang der gesellschaftlichen Arbeit 
macht sich als Privataustausch von Waren geltend; die 
im kapitalistischen Betrieb geleistete Arbeit ist nicht 
von vornherein allgemeine Arbeit, nicht von vornherein 
ein Glied der allgemeinen Produktion. Was dort erzeugt 
wird, muß sich auf dem Markt erst als Teil der gesell
schaftlichen Gesamtarbeit bestätigen, indem es gekauft 
wird, weil es ein bestimmtes Bedürfnis befriedigt. Die 
Teilnahme des einzelnen an der allgemeinen Produktion 
wird „ . . . durch den Austausch der Waren, den Tausch
wert, das Geld, die alle Ausdrücke eines und desselben 
Verhältnisses sind“10), vermittelt. Der Warenaustausch, 
der Kauf und Verkauf, ist die Form, in der sich die 
Verteilung der materiellen Güter vollzieht.

Mit der Überführung der Hauptproduktionsmittel aus 
kapitalistischem in Volkseigentum wird eine Produk
tion nach vorherbestimmtem Plan möglich und not
wendig. Der gesellschaftliche Charakter der Produktion 
und die gesellschaftliche Aneignung der Produkte im 
sozialistischen Sektor unserer Wirtschaft macht die 
produzierten Güter von vornherein zu gemeinschaft
lichen, allgemeinen. Wird im Kapitalismus — wie Marx 
sagt —..............der gesellschaftliche Charakter der Pro
duktion erst durch die Erhebung der Produkte zu 
Tauschwerten und den Tausch dieser Tauschwerte post 
festum gesetzt“, so ist ‘bei gesellschaftlichem Eigentum 
an den Produktionsmitteln „ . . . der gesellschaftliche 
Charakter der Produktion vorausgesetzt und die Teil
nahme an der Produktenwelt, an der Konsumtion, ist 
nicht durch den Austausch voneinander unabhängiger 
Arbeiten oder Arbeitsprodukte vermittelt. Er ist ver
mittelt durch die gesellschaftlichen Produktionsbedin
gungen, innerhalb deren das Individuum tätig ist.“11) 
Die Verteilung der Produktion erfolgt auf der Grund
lage und in Übereinstimmung mit dem Volkswirtschafts
plan, der die mehr oder weniger richtige Widerspiege
lung der unter diesen ökonomischen Bedingungen 
wirkenden objektiven Gesetze ist.

All diese ökonomischen Momente widerspiegeln sich 
in den Verträgen, wie sie in der kapitalistischen und 
in der sozialistischen Wirtschaft abgeschlossen werden.

Unter kapitalistischen Bedingungen sind sie die 
juristische Form der Warenbeziehungen auf dem 
Markte; ebenso zufällig wie die Austauschbeziehungen 
sind auch die Verträge. Die Kaufverträge dienen dem 
individuellen Wertumsatz von Sachen gegen Geld, wie 
es in Kommentaren zum BGB über Kaufverträge 
heißt; keinem anderen Zweck also als der Verwandlung 
des Warenkapitals in Geldkapital, der Realisierung 
des Profits oder dem Kauf der notwendigen Produk
tionsmittel zum Zwecke der Verwertung des Kapitals.

In der sozialistischen Wirtschaft sind die Verträge 
eine juristische Form der planmäßigen Verteilung der 
Produktion unter die sozialistischen, Betriebe. Sie 
drücken das Ziel der sozialistischen Produktion aus. Die 
Wahrnehmung der aus den Verträgen hergeleiteten 
Rechte und Pflichten der Vertragspartner bewirkt diese 
planmäßige Verteilung.

Nicht in einem Kauf oder Verkauf, auch nicht in 
einer Abart des Kaufes, sondern in der planmäßigen 
Verteilung der Produktion, einem notwendigen Glied 
im System der erweiterten sozialistischen Reproduk
tion, liegt das Wesen der zwischenbetrieblichen Be
ziehungen, deren zivilrechtliche Form der Lieferver
trag ist.

Obwohl diese Verteilung ein Ausdruck der wirt
schaftlich-organisatorischen Tätigkeit des Staates ist, 
die auf der Erkenntnis und Ausnutzung des Gesetzes 
der planmäßigen (proportionalen) Entwicklung der 
Volkswirtschaft basiert, erscheint sie als selbständige 
Tätigkeit der einzelnen Betriebe und Organisationen. 
Diese -Tatsache erklärt sich daraus, daß die Arbeit des 
volkseigenen .Betriebes auf dem Prinzip der wirtschaft
lichen Rechnungsführung fußt, daß er eine selbstän-
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dige wirtschaftliche Einheit ist, seine Arbeit aber durch 
den staatlichen Plan bestimmt wird. Plan und wirt
schaftliche Rechnungsführung finden ihre Verbindung 
in den Verträgen, die die Betriebe auf der Grundlage 
des Planes in der Eigenschaft von juristischen Per
sonen abzuschließen verpflichtet sind. Die Wahrneh
mung der aus den Verträgen hergeleiteten Rechte und 
Pflichten der Vertragspartner bewirkt die planmäßige 
Verteilung der Produktion unter die sozialistischen 
Betriebe und Organisationen und schafft damit die not
wendigen Bedingungen der erweiterten sozialistischen 
Reproduktion.

Es wurde eingangs bereits darauf hingewiesen (und 
das bildet auch keinen Gegenstand von Diskussionen), 
daß die von den staatlichen Betrieben untereinander 
geschlossenen Verträge niemals eine Verpflichtung zur 
Verschaffung von Eigentum beinhalten und beinhalten 
können. Unabhängig von der Übergabe der Produktion 
durch einen Betrieb an einen anderen verliert der 
Staat in keiner Weise das Eigentumsrecht daran. Die 
Direktoren, Betriebsleiter und Handelsfunktionäre wer
den nicht Eigentümer, sondern verfügen über diese 
Produktion als Bevollmächtigte des Staates entspre
chend den Volkswirtschaftsplänen. Was im Prozeß der 
planmäßigen Verteilung der Produktion übertragen 
wird, ist die Befugnis, die gelieferten Güter auf der 
Grundlage der staatlichen Pläne auszunutzen. Hierbei 
sind die Befugnisse der Vertragspartner über das Pro
dukt durchaus nicht adäquat; sie erhalten ihren kon
kreten Inhalt durch die im Volkswirtschaftsplan fest
gelegten Aufgaben. Dasselbe Produkt, das beispiels
weise entsprechend seiner planmäßigen Bestimmung 
auf seiten des Lieferbetriebes als Arbeitsgegenstand in 
die Produktion einging, nimmt im Bestellerbetrieb den 
Platz eines Produktionsinstrumentes ein.

Anders ist es bei den Verträgen zwischen staatlichen 
Betrieben und Betrieben genossenschaftlichen Charak
ters. Hier ist die Übertragung der Produktion von 
einem Partner an den anderen mit der Entstehung von 
genossenschaftlichem Eigentum oder umgekehrt von 
staatlichem Eigentum verbunden. Diese Tatsache läßt 
es jedoch ebenfalls nicht zu, hier den Vertrag als 
„Abart des Kaufvertrages“ zu charakterisieren. Auch 
hier wird die Produktion entsprechend dem durch den 
Vertrag konkretisierten Plan des staatlichen Betriebes 
realisiert und der planmäßigen Bestimmung gemäß 
ausgenutzt. Die Art und Weise der Vermittlung der 
Teilung der Arbeit bleibt die planmäßige Verteilung 
der Produktion. Die hier in Erscheinung tretende Be
sonderheit des Liefervertrages findet ihren Ausdruck in 
den Rechten und Pflichten der Vertragspartner.

Das Verstehen dieses gesamten Prozesses führt zu 
der Schlußfolgerung, daß der Liefervertrag nicht nur 
ein zivilrechtliches Rechtsgeschäft ist, sondern darüber 
hinaus ein Glied der Planung und eine Maßnahme zur 
planmäßigen Verteilung der Produktion, die die Be
rücksichtigung der konkreten Bedingungen und Forde
rungen des betreffenden Betriebes ermöglicht. Das 
alles charakterisiert den Liefervertrag sowohl dem 
Inhalt als auch der Form nach als eine völlig neue 
Institution des Zivilrechts, was seine begriffliche Er
fassung als solchen notwendig macht.

Der Liefervertrag als juristische Form der planmäßi
gen Verteilung der Produktion vermittelt sowohl die 
Bewegung der Nichtwarenproduktion als auch der 
Warenproduktion innerhalb des sozialistischen Sektors.

Die Konsumgüter werden in unserer volkseigenen 
Wirtschaft als Waren produziert und als solche reali
siert; sie können „. . . an jeden beliebigen Käufer 
verkauft werden . . ., wobei der Warenbesitzer bei 
Verkauf der Ware das Eigentumsrecht an ihr verliert, 
während der Käufer Eigentümer der Ware wird, der 
sie Weiterverkäufen, verpfänden, ja verderben lassen 
kann“12). Ehe die Konsumgüter jedoch durch den Ver
kauf an die Konsumenten als Waren realisiert werden, 
wird ihre Bewegung in der Sphäre der Produktion 
bis zur Fertigstellung des Endprodukts und ihr Über
gang an die sozialistischen Handelsorgane entsprechend 
dem Plan ihrer Verteilung durch den Liefervertrag 
vermittelt.

12) J. W. Stalin, „ökonomische Probleme des Sozialismus ln 
der UdSSR", Dietz Verlag, Berlin 1952, S. 53.
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